
Berliner  S-Bahn:  Krise  geht  in
die nächste Runde
ein Kommentar von Felix Wolkenfuß

Kein November ohne ordendliche S-Bahnkrise. Doch wer nun denkt, dass die
sich dieses Mal wieder auf kappute Räder zurückführen ließe, der irrt. Das
bleibt  vorraussichtlich  dem Dezember  vorbehalten.  Anstelle  der  üblichen
Mängel tritt jetzt ein ganz neues Übel auf den Plan.

Die angebliche Arbeiterpartei  SPD und die berliner CDU haben in ihren
Koalitionsverhandlungen eine neue Möglichkeit zum Kaputtsparen entdeckt:
Die privatisierung der berliner S-Bahn. Beginnen soll der ganze Spaß mit der
Ringbahn und den Strecken im Südosten der Stadt.  Auf diesen Strecken
fahren  rund ein  viertel  der  berliner  Züge.  Diese  sollen  jetzt  europaweit
ausgeschrieben werden.

Was soll denn das heißen?

Ganz einfach: Für die Kolleg_innen die dort arbeiten heißt dies erstmal, dass
nicht garantiert werden kann, dass sie ihren Job in den nächsten Jahren noch
behalten, oder zu welchen Bedingungen sie dort arbeiten müssen.

Für Fahrgäste bedeutet dies in erster Linie noch höhere Fahrpreise und
schlechterer  Service,  ganz  zu  schweigen  von  noch  schlechterem
Chaosmanagement,  sowie  dem  ausbluten  der  öffentlichen  Kassen  durch
weiteren Subventionszwang.

Wieso machen die das dann?

Dass die CDU scheiße ist, wissen wir alle, und auch bei der SPD hat man nur
noch selten Hoffnung, was den politischen Stil angeht. Was jedoch diesmal
besonders pikant rüberkommt ist, dass sich der SPD-Landesparteitag 2010
noch gegen eine Zerschlagung der S-Bahn ausgesprochen hatte und den

https://onesolutionrevolution.de/berliner-s-bahn-krise-geht-in-die-nachste-runde/
https://onesolutionrevolution.de/berliner-s-bahn-krise-geht-in-die-nachste-runde/
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2011/11/sbahnlogo.jpg


Kolleg_innen  versprach  es  nicht  soweit  kommen zu  lassen.  Ein  weiteres
reformistisches Märchen und ein Schlag ins Gesicht aller Mitarbeiter_innen
des öffentlichen Nahverkehrs.

Was tun?

Ausgefuchst  wie  wir  nun  mal  sind,  sammeln  wir  bereits  seit  Sommer
zusammen mit anderen Gruppen und den Verkehrsgewerkschaften EVG und
GDL Unterschriften für ein Volksbegehren. Ziel dessen soll die Erhaltung und
Sanierung des Betriebs sein, die nicht auf Kosten des Personals oder der
Fahrgäste gehen darf.

Daher unterstütze auch du das Volksbegehren “Berliner S-Bahn-Tisch” und
sammle Unterschriften.  Noch bis  Mitte Dezember haben wir  Zeit  20.000
Unterschriften zusammenzukriegen und wir  sind mit  bisher gesammelten
16.000 auf einem guten Weg. Also ran da!

Website: http://www.s-bahn-tisch.de/

Regierungskrise:  Schwarz-Gelb
vor dem Kollaps?
Trotz der politischen Sommerpause hat sich die Krise der Regierung vertieft.
Die  anschließenden  Landtagswahlen  und  die  weitere  Zuspitzung  der
Schuldenkrise  beschleunigen  den  Zerfall  dieser  Bundesregierung.  Mitte
September ließ sich sogar der Fraktionsvize der FDP-Bundestagsfraktion,
Zastrow, zu der Aussage hinreißen: „Wenns nicht klappt in einer Koalition,
muss man auch überlegen, diese zu beenden“. Aktueller Anlass für diese
Endzeitstimmung  ist  die  Diskussion  um  eine  „geordnete  Insolvenz“  für
Griechenland. Diese brachte Vizekanzler Rösler (FDP) ins Gespräch. Gegen
die EU-Rettungsfonds und Rettungsschirme (ESFS und ESM) betrieb die FDP
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Landtagswahlkampf  in  Mecklenburg-Vorpommern  und  in  Berlin  –  im
Widerspruch  zur  offiziellen  Politik  der  Bundesregierung.  Trotz  der
Wahlkampfrhetorik gegenüber dem EU-Rettungsschirm konnte die FDP bei
den Wahlen ihren Niedergang nicht aufhalten, in beiden Bundesländern liegt
sie  noch  hinter  der  NPD.  Selbst  die  wieder  entdeckte  „Zweitstimmen“
Kampagne, welche vor allem CDU-WählerInnen anlocken sollte, schlug fehl,
die FDP verlor viele Stimmen an die CDU. Nach den Wahlen kam die CSU
der FDP zu Hilfe. Auch sie verschärft die Rhetorik in der Schuldenkrise.
Selbst  bürgerliche  Kommentatoren  sprechen  inzwischen  von  einem
möglichen  Regierungsende,  einige  Abgeordnete  aus  beiden
Regierungsfraktionen  werden  als  „Euro-Rebellen“  vorgezeigt.

Die Schuldenkrise und die Interessen des Kapitals

FDP  Wahlplakat
von  1949

Offiziell  waren  Kanzlerin  Merkel  und  Finanzminister  Schäuble  nicht
sonderlich begeistert über die Vorstöße des Vizekanzlers, allerdings müssen
wir  diesen  Konflikt  vor  dem  Hintergrund  der  Interessen  des  deutschen
Kapitals  betrachten.  Vizekanzler  Rösler  war  bemüht,  seine
Insolvenzandrohungen als  Teil  der  gesamten Diskussion darzustellen und
dass es gar keinen Widerspruch zur Politik der CDU gibt. Das griechische
Sparpaket bspw. wurde größtenteils von deutschen Bürokraten entworfen,
die  Schuldenbremse  für  die  EU  ist  auch  die  Erfindung  des  deutschen
Kapitals.  Rösler  bringt  einfach  die  Drohung  bei  Nicht-Befolgung  dieser
Maßnahmen auf den Punkt: entweder die Diktate aus Berlin/Brüssel werden
befolgt  oder  wir  schicken  eine  Volkswirtschaft  in  die  Insolvenz,  mal
abgesehen davon, dass keiner weiß, wie das aussehen soll. Somit verstärkt
Rösler  nur  den  Druck  für  die  griechische  Regierung,  neue  und  härtere
Sparmaßnahmen durchzusetzen.

Warum  bekommt  diese  „bürgerliche“  Regierung  in  einer  tiefen
Wirtschaftskrise  solche  inneren  Probleme?  Zum  einen  muss  die
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Bundesregierung  als  „ideeller  Gesamtkapitalist“  auftreten,  d.h.  die
grundlegenden objektiven Interessen des deutschen Kapitals umsetzen – als
Klassenherrschaft gegen die Mehrheit, das Proletariat. In dieser Funktion
wird eine Bundesregierung meist geleitet von den stärksten Sektoren des
nationalen Kapitals, in unserem Fall das Exportkapital und der Finanzmarkt.
Allerdings vertritt diese Koalition auch alle anderen Sektoren des Kapitals,
auch jener, die in der Konkurrenz mit den starken Sektoren unterliegen und
möglicherweise auch abweichende Interessen haben.

Gerade  die  Diskussion  um  die  „Rettungsschirme“  zeigt  diese  inneren
Widersprüche des Kapitals.  Der Finanzmarkt braucht neue Milliarden als
Bürgschaften  und  Spekulationsmunition  und  das  Exportkapital  braucht
zahlungsfähige Absatzmärkte – dafür muss die Bundesregierung in erster
Linie  Politik  machen.  Wem  diese  Politik  nützt,  ist  v.a.  den  anderen
Kapitalsektoren, den kleinbürgerlichen Schichten völlig klar – so erklärt sich
auch z.T. der FDP-Amoklauf. Hier fühlen sich einige Kapitalisten nicht richtig
vertreten von ihrer „Wunschregierung“. Die Androhung einer „geordneten
Insolvenz“ von Rösler hätte auch bedeutet, dass Kapitalfraktionen (Export
und Finanzmarkt) auf ihre Gewinne in und an Griechenland hätten verzichten
müssen – hier geht es um Profitinteressen und Profitabsicherung.

Diese Konflikte werden nun offen in der Koalition ausgetragen, dies ist sicher
neu für christlich-liberale Koalitionen, aber deswegen wird diese Koalition
auf keinen Fall von selbst aufgeben, sondern sich zumindest bis zur Wahl
2013 schleppen. Auch wenn das angesichts des Zustands der FDP derzeit
wenig sicher scheint,  so kann der Parteispitze zumindest soviel  Verstand
zugetraut werden, nicht jetzt auf Neuwahlen zu spekulieren

2013 würde  noch eine  Chance  bestehen,  in  den  Bundestag  einzuziehen,
derzeit  würde  die  FDP  sich  bei  einem  Koalitionsbruch  quasi  selbst
liquidieren. Spätestens diesen Fakt wird Kanzlerin Merkel den möglichen
„Abweichlern“ einbläuen, zumindest für die Abstimmungen, bei denen die
eigene  Mehrheit  stehen  muss.  Zwar  ist  bei  Merkel  derzeit  auch  wenig
Souveränität  zu  erblicken,  aber  zumindest  Sarkozy  hat  sie  in  Sachen
Schuldenbremse und rechtliche Richtlinien für den ESFS auf Linie gebracht,
dort handelt Merkel durchaus als ideeller Gesamtkapitalist für das deutsche



Kapital.  Trotz  dieser  tiefen  Krise  der  Regierung,  den  widerstreitenden
Kapitalfraktion bei Schwarz/Gelb, kann diese Bundesregierung sich auf zwei
wichtige  Unterstützer  verlassen:  die  Gewerkschaftsführung  und  die
Oppositionsparteien.

Parlamentarismus ohne Opposition

Die Abstimmung über den EU-Rettungsfond wird ein erster Test für die
Mehrheitsverhältnisse  in  der  Regierungskoalition.  Gleichzeitig  wird

diskutiert,  den Rettungsschirm ESM vorzuziehen, auch wenn Merkel sich
manch eigener Abgeordneter nicht sicher sein kann – bei SPD und Grünen
kann  sie  sicher  sein.  Diese  beiden  Parteien  werden  wahrscheinlich  zu
größeren Teilen für die EU-Maßnahmen stimmen, schließlich haben sie auch
keine Alternative zu dieser Politik.

Die Kritik von SPD und Grünen geht eher in die Richtung, dass sie Merkel
Langsamkeit vorwerfen und der Regierung eine schlechte Informationspolitik
unterstellt wird. Somit werden die Stimmen der SPD und den Grünen die
Merkel-Regierung  erst  mal  stützen.  Hier  zeigt  sich  wieder  einmal,  was
„demokratischer  Parlamentarismus“  so  wert  ist.  Wenn  es  um  die
Unterstützung der Finanzmärkte geht, gibt es nur eine Meinung, ebenso bei
den Sparpaketen gegen Griechenland, Portugal, Irland, Spanien und Italien.
Etwas Opposition kommt dann bei den Forderungen nach den „Euro Bonds“,
welche  besonders  stark  von  Linkspartei  und  DGB  gefordert  werden  –
zumindest einen Unterschied zu Schwarz/Gelb gibt es noch.

Bei den geforderten „Euro Bonds“ haben wir es aber auch nicht mit einer
realen  Alternative,  geschweige  denn mit  einer  kämpferischen Alternative
gegen die Schuldenkrise zu tun. Die Idee, den Euroraum als eine Anleihe zu
handeln, würde voraussetzen, dass es auch ein geeintes europäisches Kapital
gibt – dem ist aber nicht so. Von daher agieren Linkspartei und DGB zwar
schon mal als „ideeller Gesamtkapitalist“ der EU, doch leider ist das Kapital
noch nicht so weit wie die Reformisten.

Bislang profitiert das deutsche Kapital von der Schuldenkrise, es kann zu
niedrigen  Zinsen  Kredite  aufnehmen.  Die  „Euro  Bonds“  würden  einen
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Wettbewerbsvorteil  des  deutschen  Kapitals  eingrenzen,  aber  die  EU  als
Währungsraum stärker gegenüber den USA in Stellung bringen. Soviel zu
den „strategischen Ideen“ der LINKEN und der reformistischen Spitzen.

Besonders während einer Wirtschafts- und Schuldenkrise können wir sehen,
wie überflüssig die parlamentarische Demokratie eigentlich ist bzw. welchen
Interessen sie dient. Ob es die Rettungspakete in Deutschland oder die Euro-
Rettung 2010 waren: Wenn der Finanzmarkt nach frischem Kapital ruft, folgt
das Parlament wie selbstverständlich.

Noch  deutlicher  wurde  diese  Überflüssigkeit  bei  den  letzten  Wahlen  in
Portugal und Irland. Obwohl die jeweilige Opposition natürlich im Wahlkampf
bessere Konditionen gegenüber der EU aushandeln wollte, manchmal sogar
keine Rettung durch die EU in Anspruch nehmen wollte (Irland), sah es nach
den Wahlen anders aus. Nach den Wahlen gab es Verhandlungen und den
„Druck  der  Finanzmärkte“,  sprich:  die  Anweisungen  des  Finanzkapitals.
Sofort  waren  die  Parteien,  die  davor  noch  gegen  die  EU  und  die
Sparmaßnahmen  im  Wahlkampf  gewettert  hatten,  handzahm.

So unterstützen z.B. die „Wahren Finnen“ (Finnland) oder die „Freiheit“ aus
den  Niederlanden,  die  Fonds  und  Schirme,  ebenso  wie  die  neuen
Regierungen in Irland und Portugal die Anweisungen aus Brüssel befolgen.
Die parlamentarische Demokratie kommt somit auch in dieser Krise an ihr
gerechtes Ende. Für alle ist es sichtbar, dass diese Parlamente und Parteien
Politik fürs Kapital machen und für niemand anders.
Wer in Deutschland auf ein schnelles Ende von Merkel setzt, auf mögliche
Vertrauensfragen hofft etc., der unterschätzt, dass es a) eine große Koalition
im Bundesrat gibt, b) auch die Grünen mitmachen dürfen und c) weder das
Kapital noch die SPD eine Alternative zu Merkel hat. Ein Beispiel dafür ist die
öffentliche Diskussion um einen Kanzlerkandidaten Steinbrück. Dieser war
mit  Merkel  zusammen  in  der  Großen  Koalition  äußerst  verlässlich  fürs
Kapital. Wenn jetzt der Papst auch noch die „ökologische Bewegung“ lobt, ist
zumindest auch Schwarz/Grün für 2013 noch nicht ganz vom Tisch.

Wiederholt haben wir beschrieben, welche Politik des Widerstands
nötig sein wird – gegen die Regierung, aber auch gegen die reformistischen



Führungen in den Gewerkschaften. Die nächste Rezession ist im Anrollen, die
Möglichkeit,  dass daraus eine Depression wird,  ist  vorhanden und damit
stehen auch die nächsten Sparpakete und Kürzungen vor der Tür.

Widerstand!

Wir  müssen  eine  europaweite  Solidarität  und  Koordinierung  von
kämpferischen AktivistInnen aufbauen, damit wir auch in Deutschland gegen
die Sparpakete gegen Griechenland Widerstand mobilisieren können! Wenn
in der BRD die Opposition schon keine Alternative zur Politik der Regierung
und dem Kapital  hat,  dann müssen wir  für  eine  andere  Lösung an  den
Schulen, den Unis, den Betrieben und Stadtteilen diskutieren – wir brauchen
Klassenkampf gegen die Krise! Das erste Sparpaket ging in der BRD relativ
geräuschlos  durch  alle  Instanzen,  bei  den  nächsten  Sparangriffen,  dem
nächsten Konjunktureinbruch müssen wir für die Wiederbelebung der „Anti-
Krisen-Bündnisse“  werben,  müssen  breiten  Widerstand  organisieren.  Das
Kapital streitet in seiner Regierung, das Kapital will die Kosten der Krise auf
uns abwälzen und streitet nur über den besten Weg. Anstatt der Politik den
Rücken zu kehren, müssen wir unsere Politik formulieren – eine Politik gegen
Merkel ,  d ie  Sparpakete  und  d ie  Kr ise ,  e ine  soz ia l i s t ische
klassenkämpferische  Politik.

Ein Artikel von Tobi Hansen, Gruppe Arbeitermacht

Die  Gewerkschaft  –  vom
Sozialpartner  zum
Klassenkämpfer
Gewerkschaft… Ein starkes Wort! Und da ist auch was dran. Gewerkschaften
sind noch immer die mächtigsten Organisationen, die der Arbeiterklasse im

https://onesolutionrevolution.de/die-gewerkschaft-vom-sozialpartner-zum-klassenkampfer/
https://onesolutionrevolution.de/die-gewerkschaft-vom-sozialpartner-zum-klassenkampfer/
https://onesolutionrevolution.de/die-gewerkschaft-vom-sozialpartner-zum-klassenkampfer/


Kampf  gegen  ihre  Unterdrücker  zur  Verfügung  stehen,  weltweit  sind
Millionen  von  Kolleg_innen  in  ihnen  Organisiert.  Aber  müsste  die
Gesamtsituation der abhängig Beschäftigten dann nicht eigentlich viel besser
aussehen?

Ein Exkurs…

Die  kollektive  Diskussion  über  Arbeitsbedingungen  und  mögliche
Verbesserungen ist bereits sehr alt. Bereits am 4. November 1159 vor Chr.
legten ca. 40 Arbeiter die Werkzeuge nieder und begannen zu streiken, da
sich ihr Arbeitgeber Ramses III. wiederholt geweigert hatte, den Kollegen
ihren Lohn zu zahlen. Unter dem Motto „Wir haben Hunger!“ organisierten
sie eine Demonstration zum nächsten Tempel.  Der Konflikt  dauerte zwar
einige Zeit,  im Endeffekt  bekamen die  Kollegen jedoch ihr  Getreide voll
ausbezahlt.

Wie man sich unschwer vorstellen kann, wurden in Europa Arbeitskämpfe
erst  viel  später  geführt.  Auch  die  Organisierung  von  Handwerkern  wie
Webern, Hafen- und Metallarbeitern fand erst viel später statt und zeigte
sich im 14. Jahrhundert zunächst in Form von Gilden, die als Keimform der
modernen Gewerkschaft gesehen werden können.

Und dann?

Im  Zuge  der  Industrialisierung  und  dem  Siegeszug  der  bürgerlichen
Gesellschaft, begann die Arbeiterklasse als funktionelle Klasse an Bedeutung
zu gewinnen. Immer mehr entwickelte sich die feudale Gesellschaft zu einer
kapitalistischen,  in  der  zwei  neue  gesellschaftliche  Klassen  in  Konflikt
standen:  Die  Arbeiterklasse  und  die  Kapitalisten  –  heute  auch  oft
Arbeitnehmer  und  Arbeitgeber  genannt.

Die allgemeine Funktionsweise der kapitalistischen Wirtschaft ist die, dass
einer (der Kapitalist)  eine Fabrik besitzt und viele Leute nichts besitzen.
Daher müssen sie bei dem Typ mit der Fabrik arbeiten, um sich Geld für
Essen zu  verdienen.  Und hier  wird´s  lustig:  Während die  Arbeiterklasse
logischerweise so viel Geld wie möglich für ihre Arbeit haben will, will der
Typ mit der Fabrik logischerweise so wenig wie möglich bezahlen, um mehr



Profit  mit  der  Arbeitskraft  seiner  Angestellten  zu  machen.  Dieser
“Klassengegensatz” ist der wichtigste, wenn man verstehen will, wieso wir
Gewerkschaften brauchen.

Was ist eine Gewerkschaft?

Die  Gewerkschaft  ist,  wie  bereits  erwähnt  eine  Kampforganisation  der
Arbeiterklasse,  um  für  ihre  Bedingungen  und  Anliegen  im  Betrieb  zu
kämpfen.  Ihre  Existenz  ist  zwingend  erforderlich  um  Mindestlöhne,
Lohnfortzahlung im Krankheitsfall,  Urlaubsgeld und andere grundlegende
ökonomische Forderungen der Arbeiter_innen durchzusetzen. Getreu nach
dem Motto: “Allein machen sie dich ein – gemeinsam sind wir stark!” Kein
Wunder also, dass die gewerkschaftliche Organisation von Arbeiter_innen in
Kapitalistenkreisen nicht gerne gesehen wird. Aus diesem Grund mussten im
19. Jahrhundert viele Gewerkschafter in der Illegalität arbeiten, viele wurden
verfolgt und umgebracht, in vielen Ländern der Welt ist das heute noch so.

Wir  können  also  Festhalten:  Gewerkschaften  führen  den  ökonomischen
Kampf der Arbeiterklasse.

Aber wieso kämpfen die Gewerkschaften denn nicht mehr richtig? Wann gab
es  in  der  BRD  mal  e inen  Generalstre ik ,  um  staat l iche  oder
privatwirtschaftliche Angriffe auf unsere Lebensbedingungen abzuwehren?
Wieso  werden  immer  mehr  Tarifverträge  abgeschlossen,  deren
Lohnerhöhung  hinter  der  Inflationsrate  zurückbleibt?

Wem gehört die Gewerkschaft?

Gewerkschaften  haben  heutzutage  einen  erheblichen  Mangel  an  innerer
Demokratie. Die Politik in ihnen wird heutzutage nicht mehr von der Basis
bestimmt,  sondern  von  einer  Bürokratenkaste  aus  Hauptamtlichen,
Betriebsratsfürsten  und  Vorsitzenden.  Diese  Leute  nennen  wir
“Gewerkschaftsbürokratie”  und sie  sind –  wie  es  der  Zufall  so  will,  fast
ausschließlich  sozialdemokratische  Reformisten,  die  die  Gewerkschaft  für
ihre eigenen politischen und sozialen Interessen missbrauchen. Ohne Scham
machen sie mit ihrer verräterischen Politik die Gewerkschaften zu zahnlosen
Vertretungen,  die  sich  weder  staatlichen  Angriffen  auf  die  Rechte  und



Errungenschaften der Arbeiterbewegung, wie damals bei der Agenda 2010
oder  gegen  Lohnkürzungen  und  Entlassungen  im  Betrieb  nicht  bzw.
unzureichend in den Weg stellen. Es bleibt bei schmierigen Sonntagsreden
von  Vorstandsmitgliedern,  wie  dem SPD-Mitglieds  und  DGB-Vorsitzenden
Michael Sommer.

Auch bei Tarifverhandlungen ist heute die “vertrauensvolle Zusammenarbeit”
mit dem Arbeitgeber oberstes Gebot. Anstatt einen Betrieb Mal so richtig
lahmzulegen,  werden  nach  2-3  Verhandlungsrunden  faule  Kompromisse
geschlossen,  die  oft  sogar  zu  Reallohnverlusten  führen,  ohne  das  es
überhaupt einen Streik gegeben hätte. Oft kann man die Vorsitzenden der
Gewerkschaften nach ihrer Amtszeit auf der Gehaltsliste des Arbeitgebers
wiederfinden. Ein Schelm, wer da böses denkt.

Diese Gründe sind es auch, die dafür sorgen, dass immer mehr Kolleg_innen
den  Gewerkschaften  ihren  Rücken  zukehren.  In  Deutschland  sank  der
gewerkschaftliche Organisierungsgrad von 34,2% im Jahr 1960 auf 21,6% im
Jahr 2000. Tendenz: weiter Sinkend!

Politik machen! Nur, geht das so einfach?

Viele  aufrechte  Kolleg_innen  sind  sich  im  klaren  darüber,  dass
Gewerkschaftsarbeit  wichtig  ist.  Gerade  in  Zeiten,  in  denen  die
wirtschaftliche Situation immer öfter ins Wanken gerät, ist es unabdingbar
für Veränderungen einzutreten. Dafür stehen dem aktiven Gewerkschafter
diverse Gremien offen. Leider muss man dazu anmerken, dass die diversen
Ausschüsse leider allzu oft von der Bürokratie ausgebremst oder kontrolliert
werden.  Viele  junge  Aktivist_innen  sind  daher  oft  desillusioniert.  Sie
konzentrieren sich oft  mit  Leib und Seele auf  ein Thema und versuchen
diverse Aktionen zu organisieren, bis im Endeffekt von Oben ein „Nein“ oder
einfach gar keine Reaktion kommt.

Diese  Vorgehensweise  ist  jedoch  kein  Zufall!  Politisch  nicht  gewünschte
Beschlüsse der Basis werden solange ignoriert oder bleiben auf der To-Do-
Liste  stehen bis  es  entweder zu Spät  ist  oder  sich ein  höher  stehendes
Gremium doch dazu durchringt andere Dinge zu priorisieren.



Natürlich gibt  es  auch positive  Beispiele  für  Gremienarbeit,  um wirklich
dauerhaft  erfolgreiche  Arbeit  zu  leisten,  bedarf  es  jedoch  einer
weitergehenden  Vernetzung  und  Organisation.

Allein machen sie dich ein…

Viele jugendliche Gewerkschaftsmitglieder sind von dem Opportunismus der
Bürokraten  angewidert  und  wollen  etwas  gegen  sie  unternehmen.
Möglichkeiten dazu gibt es viele. Bereits in deiner Ortsjugendgruppe oder in
deiner  Betriebsjugendgruppe  kannst  du  eine  Menge  tun.  Viele  deiner
Kolleg_innen denken sicherlich genauso über die Hauptamtlichen und haben
sich vielleicht einfach noch nicht getraut den Mund aufzumachen. Diskutiert
eure Kritikpunkte untereinander und macht euch Gedanken, wie ihr eure
Gewerkschaft  selber  gestalten  würdet.  Was  wären  die  Punkte,  die  euch
wichtig wären? Wenn ihr zum Anfang 2 oder 3 Kolleg_innen seid, ist das
schon Mal ein guter Anfang. Vielleicht habt ihr Lust eine Veranstaltung für
wei tere  Interess ier te  zu  organis ieren ,  e in  unabhängiges
Gewerkschaftsflugblatt herauszubringen oder euch als Gruppe auf Grundlage
eines Aktionsprogramms aufzustellen…

Gewerkschaften zurückerobern!

Wie gesagt, du bist nicht der Einzige. Das ist ja das tolle an der Betriebs- und
Gewerkschaftsarbeit, es gibt eigentlich überall Leute die genauso denken wie
du und nur darauf warten, dass etwas in die Gänge kommt. Doch was? Was
uns alle eint,  sind die Forderungen, mit denen wir gemeinsam Auftreten
können. Diese sind z.B.:

●Klassenkampf  statt  Sozialpartnerschaft!  Für  eine  kämpferische
Gewerkschaft,  die die Interessen der Kolleg_innen bis zum bitteren Ende
vertritt und keine faulen Kompromisse eingeht!

●Für  die  jederzeitige  Wähl-  und  Abwählbarkeit  aller  hauptamtlichen
Funktionäre! Für die Anpassung ihrer Gehälter an einen durchschnittlichen
Facharbeiterlohn!

●Für die Erkämpfung des Rechts auf politische Streiks, letztlich dem Recht



auf Generalstreiks, um zum Beispiel gegen die Rente mit 67, gegen Hartz IV,
gegen die Kriege in Afghanistan, Kosovo oder für bessere Bildung kämpfen
zu können!

●Eigene Entscheidungsgewalt für alle Jugendgremien, wenn es um Themen
geht,  die  uns  was  angehen!  Für  vom  Vorstand  unabhängige
Jugendstrukturen!

Wir  müssen  versuchen  eine  innergewerkschaftliche  Bewegung  von
Basisaktivisten aufzubauen,  die  sich  der  Politik  der  sozialdemokratischen
DGB-Führung entgegenstellt und diese zwingt Politik für die Mitglieder, und
nicht für sich selbst,  zu machen. Wir brauchen eine klassenkämpferische
Basisopposition, die es sich zur Aufgabe macht, die Gewerkschaften wieder
zu Kampforganen der  Arbeiterklasse zu machen,  die  in  den Händen der
Arbeiter_innen liegt und nicht in den Händen von Bürokrat_innen!

K l a r ,  d a s  w i r d  n a t ü r l i c h  n i c h t  e i n f a c h .  D i e  D G B -  u n d
Einzelgewerkschaftsführung aus SPD, LINKE und zum Teil  sogar Grünen
wird sich einiges einfallen lassen, um uns das Leben schwer zu machen. Doch
zeigt das nur eines – Dass sie Angst vor ihrer eigenen Basis haben. Eine
gewerkschaftliche Basisbewegung, die Druck erzeugen kann, kann nämlich
auch  dazu  übergehen  die  Bürokratie  zu  entmachten  und  demokratische
Strukturen  auf  der  oben  genannten  Grundlage  aufbauen.  Dies  wäre  der
Untergang für die reformistischen Verräter und die Geburtsstunde für eine
Zeit,  in  der  Tarifauseinandersetzungen  wieder  Tarifauseinandersetzungen
sind, und der Klassenkampf wieder Einzug in den Fabriken hält.

The workers united will never be defeated!



IGM-Jugendaktionstag in Köln –
Gewerkschafter_innen
gemeinsam  gegen  Krise  und
Kapital
Vor  nicht  allzu  langer  Zeit  wurden  Zehntausende  in  Deutschland  in  die
Arbeitslosigkeit  geschickt.  Es  wurden  Banken  gerettet,  Unternehmen
subventioniert und Sparpakete geschnürt. 2010 kam dann die Nachricht, die
alle Medien, Wirtschaftswaisen und Politiker gebetsmühlenartig predigten –
die Krise ist vorbei, jetzt kommt der Aufschwung!

Tatsächlich sah es  für  einige Zeit  so  aus,  als  würde sich die  Wirtschaft
erholen.  Die  Maschinen wurden wieder  angeschmissen,  teilweise  wurden
neue Arbeitskräfte eingestellt. Die deutsche Wirtschaft erreichte Ende 2010
sogar wieder ihr Vorkrisenniveau. Es war eine Zeit, in der sich nicht nur
Schwarz-Gelbe Politiker auf die Fahnen schreiben wollten, dass sie „das Land
gerettet“ hätten, allen voran schritten die Spitzen von SPD, DGB und der
Einzelgewerkschaften! Sie hätten sich als gute Partner in der Krise erwiesen,
„arbeitssichernde“ Projekte wie die Kurzarbeit wären nur durch sie zustande
gekommen  und  –  seien  wir  ganz  ehrlich  –  die  Bankenrettung  und  die
Sparpakete wären ohne ihr Stillhalten auch nicht möglich gewesen!

Vor der Krise ging es allen besser…

Das scheint ein einleuchtender Satz zu sein. Und die oben genannten Herren
und Damen beanspruchten noch vor Kurzem, das Vorkrisenniveau hergestellt
zu haben. Sicher ging es vielen besser. Doch kaum einem ging es auch vor
der Krise richtig gut. Auch vor der Krise wurden Leiharbeit und Billigjobs
massiv  ausgeweitet.  Auch  vor  der  Krise  konnten  wir  jedes  Jahr
Reallohnverluste verzeichnen, während die deutschen Konzerne mehr und
mehr Profite machten.

Im Bildungsbereich gab es in den letzten Jahren, auch vor der Krise, immer
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wieder riesige Proteste von Schüler_innen, Azubis und Studierenden. Bereits
vor der Krise gingen wir gegen Hartz IV, die Rente mit 67, die Kriege der
deutschen Bundeswehr, Faschisten und Niedriglohn auf die Straße. Es ist
zwar durch die Krise schlechter geworden. Aber es ging uns nicht gut bevor
sie kam!

Sozialpartnerschaft ist sozial?

Das ist der Slogan der Gewerkschaftsführer_innen. Wo waren sie denn,
als wir vor der Krise auf der Straße standen? Wo waren massive Streiks,
Arbeitskämpfe und Massenproteste, als die Krise dann da war? Und „nach
der Krise“? Nach der Krise betonten Huber, Bsirske, Sommer und Co., wie
gut (sozial) sie die Krise gemanagt hätten…

Unsere Gewerkschaften brauchen aber keine Krisenmanager, denn Manager
hatten wir während der letzten Krise genug gesehen. Wir brauchen einen
kämpferischen  Widerstand  gegen  diejenigen,  die  für  die  Krise  und  ihre
Auswirkungen verantwortlich sind. Die Unternehmer_innen, die Spekulanten
und die  bürgerliche  Politik  –  sie  waren  und  sind  verantwortlich  für  ein
Wirtschafts-  und  Sozialsystem,  dass  nicht  funktioniert,  an  dem  nur  die
Reichen verdienen!

Dieses  System  heißt  Kapitalismus  und  anstatt  dagegen  zu  kämpfen,
versuchten  die  Gewerkschaftsspitzen  es  zu  retten  und  mitzuverwalten.
Anstatt gegen die Unternehmer_innen im Interesse der Belegschaften und
Erwerbslosen Widerstand zu leisten, wurden die Belegschaften zugunsten
der Unternehmer_innen ausverkauft. Und als die Krise vermeintlich vorbei
war,  die  Banken  gerettet,  die  Sparpakete  geschnürt,  als  keiner  mehr
kämpfen  wollte,  da  fragten  die  Gewerkschaftsspitzen,  ob  sie  nicht  ein
Stückchen  vom  Kuchen  des  Ausverkaufs  abhaben  dürften.  Und  die
Unternehmer_innen schrien:  „Seid  ihr  des  Wahnsinns!  Wollt  ihr  uns  die
Konjunktur zerstören?“ Und Bsirske, Huber, Sommer und ihre Bürokraten
verneigten sich und sagten: „Nein, Verzeihung, wir würden doch nie eure
heilige Konjunktur antasten…“

Krise Reloaded.
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Verlauf  des  DAX,
Sommer  2011

Heute, zwei Jahre nach 2009, ist ein Rekordstand von Leiharbeiter_innen in
Deutschland erreicht, diejenigen, die in Deutschland von Hartz IV leben oder
Aufstocken müssen, zählen rund 10 Millionen. Die Löhne sinken weiter und
die nächste Krise steht ins Haus. Und diese wird schlimmer werden, als die
Vorige. Wollen wir wetten?

Motto  der  Anti-
Krisenbewegung

Und  was  tun  die  Gewerkschaftsfunktionäre?  Sie  machen  einiges,  bloß
kämpfen wollen sie nicht. Während die Arbeiter_innen in ganz Europa unter
dem Diktat des deutsch – französischen Kapitals und ihrer Politik leiden,
glänzen die Sozialdemokraten und Gewerkschaftsbürokraten hierzulande mit
Standortborniertheit  und  Sozialpartnerschaft.  Dabei  wäre  es  unerlässlich
Solidarität mit den griechischen, spanischen, italienischen, französischen etc.
Arbeiter_innen zu organisieren. Wir müssten Streiks gegen Entlassungen,
schlechte  Arbeitsbedingungen,  Leiharbeit  und  Niedriglohn  führen.  Wir
müssten  Kämpfe  gegen  die  Sozialangriffe  von

Regierungen und Unternehmer_innen europaweit organisieren.

Doch die Gewerkschaftsbürokraten machen es genau so wie 2009. Ihr Motto
ist „Wenn es dem Betrieb gut geht, dann geht es auch den Arbeitern gut!“
Übersetzt  heißt  diese Logik so viel  wie  „Wenn die  Kapitalist_innen fette
Profite auf unsere Kosten machen, dann bleibt vielleicht auch was für uns
übrig…“ Wie viel übrig geblieben ist, kann jede/r von uns mal abschätzen,
wenn er/sie in´s Portemonnaie schaut.

Widerstand leisten – Klassenkampf organisieren!

Wir  wollen  nicht  länger  eine  Politik  der  Sozialpartnerschaft  –  eine
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Politik, eine Wirtschaft, eine Gesellschaft, in der die Profite der Banken
und Konzerne das bestimmende Element sind! Die Politik der momentanen
reformistischen Gewerkschaftsfunktionär_innen hat uns nicht weit gebracht.
Während  selbst  bürgerliche  Ökonomen  sich  die  Frage  stellen,  ob  der
Kapitalismus gescheitert ist, versuchen die Gewerkschaftsführer_innen noch
immer ihn zu retten.

Wir,  Jugendlichen,  Arbeiter_innen  und  Arbeitslosen  hingegen  müssen
Widerstand  gegen  Sozial-,  Bildungsabbau  und  Krise  organisieren!  Im
November wird es eine neue Welle von Bildungsprotesten geben, die am 17.
November ihren Höhepunkt in einem zentralen Streiktag finden sollen. In
den Gewerkschaften wird es Kampagnen gegen die Leiharbeit geben und die
Krise wird neue Anti-Krisenbündnisse erfordern, die wir aufbauen müssen.

Insbesondere  uns  Jugendlichen  kommt  eine  wichtige  Rolle  darin  zu,
kämpferische Aktionen zu fordern, zu planen und Druck auf die Spitzen der
Gewerkschaften aufzubauen. Doch nur Druck allein wird nicht reichen. Was
wir brauchen ist eine neue Politik in den Gewerkschaften. Eine Politik, die
den  Internationalismus,  die  Solidarität  unter  den  Beschäftigten  und  den
Kampf gegen die Krise und das Kapital in den Vordergrund rückt! Diese
Politik ist mit Huber, Bsirske oder Sommer nicht zu machen. Sie müssen
ersetzt  werden  durch  kämpferische,  letztl ich  revolutionäre
Gewerkschafter_innen.

Der Weg dorthin ist lang. Aber damit sich das ändert müssen wir gemeinsam
eine kämpferische Basisopposition in Betrieb und Gewerkschaften aufbauen.
Wir dürfen kein Blatt mehr vor den Mund nehmen, wenn wir mit der Politik
der Gewerkschaft unzufrieden sind. Wir müssen etwas daran ändern.

———————————————————————————————————————
—————————–

Warum REVOLUTION?

Wenn auch du etwas an der momentanen Gewerkschaftspolitik ändern willst,
dann  tritt  mit  REVOLUTION  in  Kontakt.  Wir  sind  eine  internationale
kommunistische Jugendorganisation, die sich in Deutschland vor allem gegen



Bildungs-, Sozialabbau, Faschismus, Rassismus, Sexismus, Niedriglohn und
Entlassungen einsetzt.

Hinter diesen Problemen steht ein System – der Kapitalismus. Im Gegensatz
zu SPD, LINKEN oder den reformistischen Führer_innen der Gewerkschaften
glauben wir  aber  nicht,  dass  der  Kapitalismus  reformiert,  gezähmt  oder
„arbeitnehmerfreundlich“ gestaltet werden kann.

Der Kapitalismus, in dem nicht die Bedürfnisse der Mehrheit bestimmend
sind,  sondern  die  Interessen  der  Kapitalist_innen  (zum  Beispiel
Unternehmer_innen, Aktionär_innen, Banker_innen etc.), zerstört tagtäglich
unsere Lebensgrundlage. Er schafft Krisen, vernichtet die Umwelt, führt zu
Kriegen, Armut und Elend.

Daher sind wir der Meinung, dass der Kapitalismus durch eine Revolution
gestürzt werden
muss. Wir wollen ihn ersetzen durch eine Gesellschaft, in der die Mehrheit
der  Bevölkerung  bestimmt,  was  geschieht,  nicht  eine  kleine  Elite  von
Kapitalist_innen und ihre Politiker_innen. Diese Gesellschaft muss eine auf
Räten  basierte  Gesellschaft  sein,  in  der  die  Arbeiter_innen  über  die
Produktion  entscheiden!

Doch diese Gesellschaft wird uns nicht geschenkt werden. Sie wird erkämpft
und zwar gegen den bürgerlichen Staat und das Kapital. Wenn ihr nicht nur
gegen  die  Symptome  des  Kapitalismus  kämpfen  wollt,  sondern  für  eine
solidarische, kommunistische Gesellschaft eintreten wollt,  dann tretet uns
bei. Denn auch Widerstand muss organisiert werden!

Überausbeutung,  Betrügereien
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und Klassenjustiz: Die Praxis der
„Leiharbeit“ (2)
Bericht eines jungen Leiharbeiters – Teil 2

Da ich als  18jähriger von der Arbeitsagentur Esslingen weder einen
Ausbildungs-  noch  einen  regulären  Arbeitsplatz  angeboten  bekam,
begann  ich  Mitte  Februar  eine  Beschäftigung  bei  der  Leiharbeitsfirma
„persona service“ als „ungelernte Arbeitskraft“. Bei dieser Tätigkeit wurde
ich ständig auf wechselnden Stellen eingesetzt. Jedes Mal immer nur wenige
Tage bei demselben Entleiher, bis der nächste „Einsatz“ kam. Häufig kam es
aber vor, dass es gar keinen Einsatz für mich gab. Man sagte mir dann jedes
Mal, ich solle mich bereit halten. Die Leihfirma hätte mich also jedes Mal
bezahlen  müssen,  da  ja  nicht  ich,  sondern  der  „Arbeitgeber“  für  die
Ausfallzeiten  verantwortlich  war.  Tatsächlich  wurde  die  Zeit  jedoch  als
„Unentschuldigtes Fehlen“ vom Lohn abgezogen. Ende April kündigte ich das
Arbeitsverhältnis  fristlos  und forderte  meinen vorenthaltenen Arbeitslohn
zunächst bei der Leiharbeitsfirma ein. Nachdem dies erfolglos blieb verklagte
ich die Leiharbeitsfirma beim Arbeitsgericht.

„Gütetermin“

Am 26. August war „Gütetermin“. Nachdem zwischenzeitlich die Leihfirma
Klageabweisung  beantragte  und  nebenbei  9  (!)  „Abmahnungen“  wegen
„unentschuldigten  Fehlens“  aus  dem  Hut  zauberte,  ließ  der  Richter
durchblicken, dass ich ganz schlechte Karten hätte,  da ich einerseits für
Februar  und  März  meine  Entgelt-Reklamation  nicht  schriftlich  belegen
konnte, andererseits die Beweislast generell bei demjenigen liegt, der vom
andern etwas fordert.

In meinem Fall hätte ich also „beweisen“ müssen, dass die Leiharbeitsfirma
tatsächlich  keinen  Einsatz  für  mich  gehabt  hatte.  Ich  frage  mich  allen
Ernstes,  wie  ich  das  hätte  beweisen  sollen.  Wahrscheinlich  hätte  ich
sämtliche telefonischen Gespräche mit der Leihfirma mitschneiden müssen…
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Vor diesem Hintergrund schlossen wir einen „Gerichtlichen Vergleich“. Da
für Februar und März die Reklamationsfrist  (diese beträgt nur 1 Monat)
abgelaufen  war,  bekomme ich  für  diese  Monate  nichts  mehr.  Für  April
bekomme ich nachträglich 80 % meines eigentlichen Entgelts – immerhin ein
„Teilerfolg“.

Mein Rechtsempfinden bleibt allerdings erschüttert. Vorsätzlicher Betrug gilt
ja  normalerweise  als  Straftat.  Andererseits  gelten  jedoch  zweifellos
unterschiedliche Maßstäbe darin, wer wen betrügt. Betrügt z.B. ein abhängig
beschäftigter  „Arbeitnehmer“  seinen  „Arbeitgeber“,  drohen  ihm  schnell
saftige Geldstrafen oder Gefängnis – in jedem Fall aber die Kündigung – was
durchaus  den  Verlust  der  Existenz  bedeuten  kann.  Betrügt  dagegen  ein
„Arbeitgeber“  seinen  Beschäftigten,  droht  ihm  allerhöchstens  die
Nachzahlung des eigentlich „korrekten“ Entgelts.  Etwas Schlimmeres als
vielleicht  noch  einen  gewissen  Imageverlust  braucht  insbesondere  eine
Leiharbeitsfirma ja wohl nicht zu fürchten. Klassenjustiz pur!

Ich bezweifle, dass ich ein Einzelfall bin. Jedenfalls müssen die Praktiken von
Leiharbeitsfirmen  bekannt  werden.  Die  Methoden,  sich  auf  Kosten  der
Schwächsten am Arbeitsmarkt zusätzlich zu bereichern, sind das Letzte!

Mein eigener Fall bestätigt mehr denn je meine Meinung:

Leiharbeit gehört generell abgeschafft und verboten!

Unter  http://www.onesolutionrevolution.de/?p=1426  könnt  ihr  den  ersten
Teil lesen, in dem der jugendliche Leiharbeiter zuerst Berichtete.

Bundesweiter  Bildungsstreik:

http://www.onesolutionrevolution.de/?p=1426
https://onesolutionrevolution.de/bundesweiter-bildungsstreik-nachste-konferenz-wird-wichtig/


Nächste Konferenz wird wichtig!
Wir dokumentieren die Einladung vom berliner Schüler_innenbündnis

„Bildungsblockaden einreißen!“  zur bundesweiten Schulstreikkonferenz vom
10. bis 11. September in Berlin.

 

Liebe Bildungsstreikende, liebe Aktivist_innen,

Es tut sich wieder was. Nach einiger Zeit fangen die Strukturen wieder an zu arbeiten
und der Gedanke eines neuen Bildungsstreiks macht sich breit.

Am 16/17. Juli trafen sich in Köln SchülerInnen aus dem ganzen Land, um über ihre
Forderungen und Vorgehensweisen zu beraten.  Sehr  schnell  wurde jedoch klar:  Wir
wollen keinen Schulstreik, wir wollen einen Bildungsstreik. Gemeinsam mit StudentInnen,
Azubis, LehrerInnen, den Gewerkschaften sowie Elternverbänden wollen wir uns noch
dieses Jahr treffen, um gemeinsam Aktionen vorzubereiten, und all das zu klären, was für
eine Bildungsstreikbewegung wichtig und richtig ist. Daher haben wir uns bereit erklärt
eine Bildungsstreik-Konferenz in Berlin zu veranstalten.

Denn eines  ist  klar.  Die  Situation  an  den Schulen  und Universitäten  hat  sich  nicht
gebessert, eher hat sie sich verschlimmert. Sämtliche Probleme, für deren Beseitigung
wir in den letzten Jahren zu tausenden auf die Straße gegangen sind, bestehen weiterhin,
und es kommen fast täglich neue hinzu. Abgesehen davon, dass die Universitäten bereits
jetzt überfüllt sind und die G8-Jahrgänge nun langsam fertig werden, besteht immer noch
gravierender Lehrstellenmangel. Auch mit dem Thema Übernahme nach der Ausbildung
sieht es nicht besonders rosig aus.

Grund genug, um uns mal wieder richtig aufzuregen.

Daher rufen wir ALLE Akteure, die sich in den letzten Jahren am Bildungsstreik beteiligt
haben dazu auf, der bundesweiten Konferenz am 09/10/11.9.2011 in Berlin beizuwohnen.
Stellt eure Bündnisse wieder auf, ruft die Gewerkschaften zusammen, werdet wieder aktiv
und seit Viele.
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Bereits am Freitagabend werden wir uns für ein Eröffnungs-Plenum zusammensetzen,
reist also bitte schon am 9.9. an. Für Schlafplätze, Essen und Duschen sorgen natürlich
wir.

Unter  www.bildungsstreikkonferenzberlin2011.blogsport.de  könnt  ihr  euch  über  die
aktuellen Planungen zur Konferenz informieren. Wir werden dort Lagepläne und was halt
sonst noch wichtig ist veröffentlichen. Solltet ihr auf der Konferenz eigene Resolutionen
oder Diskussionspapiere einbringen wollen, dann schickt diese einfach in einer Mail an
schulstreik.berlin@googlemail.com wir stellen diese dann ebenfalls auf die Seite.

Für Fragen stehen wir euch natürlich jederzeit per Mail, oder auch unter 0177 644 00 68
(Max) oder 0176 967 894 15 (Basti) zur Verfügung.

Mit solidarischen Grüßen an alle,

SchülerInnen-Initiative Bildungsblockaden einreißen! Berlin

Die  Praxis  der  Leiharbeit  –
Bericht  eines  jungen
Leiharbeiters
Da ich als 18jähriger mit Realschul-Abschluss von der Arbeitsagentur
Esslingen keinerlei Ausbildungs- oder regulären Arbeitsplatz angeboten
bekam, begann ich Mitte Februar eine Beschäftigung bei „persona Service
GmbH & Co.KG“ in Esslingen am Neckar, also einer Leiharbeits- bzw.
Zeitarbeitsfirma als „ungelernte Arbeitskraft“.
Mein Stunden-Entgelt betrug 7,75 € auf Basis einer 35 Stunden-Woche.
Das bedeutet, dass ich monatlich maximal zwischen 1.085 und 1.193 €
Brutto erreichen konnte.
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Sklavenjob, Überausbeutung und Betrügereien

Es  ist  allgemein  bekannt,  dass  für  LeiharbeiterInnen  in  allen  Bereichen
schlechtere Bedingungen als  für reguläre Arbeitsverhältnisse üblich sind:
z.B.  Urlaubsgeld  (maximal  150  €),  keine  bzw.  niedrigere  Spät-  und
Nachtzulagen, deutlich weniger Urlaub usw. Dazu in meinem Fall ständig
wechselnde  Einsätze  in  einem  weiten  Umkreis,  häufig  auch  körperlich
schwere und sehr belastende Arbeit. Alles in allem ein Sklavenjob.

Meine Tätigkeit  war vielseitig.  Das klingt  gut,  bedeutet  jedoch praktisch
gerade das Gegenteil. Ich wurde ständig auf wechselnden Stellen eingesetzt:
mal  zum  Maschinen-Putzen  in  einem  Maschinenbau-Betrieb,  dann  zur
Akkordarbeit  (ohne  Akkordzuschlag)  an  einer  Verpackungsmaschine  bei
einem Lebensmittelhersteller, dann wieder als Hilfskraft bei Umzügen, dann
Spätschicht  (ohne  Spätschichtzuschlag)  in  einem  Metallbetrieb  usw.
Jedesmal jedoch war ich immer nur wenige Tage bei demselben Entleiher
eingesetzt, bis dann der nächste „Einsatz“ kam.

Häufig kam es vor, dass „persona service“ gar keinen Einsatz für mich hatte.
Dann sagte man mir jedesmal, ich solle mich bereit halten, man würde sich
bei  mir  melden,  sobald  man  wieder  einen  Einsatz  für  mich  hätte.  Laut
Arbeitsvertrag hätte mich „persona service“ dennoch bezahlen müssen, da ja
nicht ich für die Ausfallzeit verantwortlich war.

„Unentschuldigtes Fehlen“

Telefonisch und persönlich war ich immer erreichbar und einsatzbereit. Mein
Handy war  rund um die  Uhr  eingeschaltet.  Zusätzlich  meldete  ich  mich
immer wieder telefonisch im Büro von „persona service“ und fragte, ob es
eine Arbeit für mich gäbe. An jeweils 5 Tagen im Februar und im März sowie
an 8 Tagen im April sagte man mir jedoch, sie hätten gerade keine Arbeit, ich
solle mich jedoch bereit halten.

Tatsächlich  verbuchte  „persona  service“  diese  Tage  jedoch  als
„Unentschuldigtes  Fehlen“.

Ein  weitgehend  unbekanntes,  aber  bedeutendes  Problem  für



LeiharbeiterInnen ist, dass immer gleichzeitig zwei „Arbeitgeber“ zuständig
sind: Verleih- und Entleihbetrieb. Das bedeutet z.B., dass es schwierig ist,
jemanden  zu  finden,  der  einem die  Entgeltabrechnungen  erklären  kann.
Allerdings  habe ich  auch nicht  damit  gerechnet,  dass  die  Abrechnungen
meiner Verleiher-Firma auf meine Kosten so falsch sein könnten.

Die Entgeltabrechnungen kamen immer erst zum Ende des nachfolgenden
Monats. Die Februar-Abrechnung erhielt ich z.B. erst Ende März, die März-
Abrechnung  dann  Ende  April  usw.  Der  Vormonat  war  deshalb  in  der
Erinnerung kaum mehr present.

Für mich waren die Abrechnungen außerdem ziemlich unverständlich. Mein
Problem  war  jedoch,  dass  ich  leider  meinem  Arbeit“geber“  bei  den
Zahlenkolonnen  vertraute  –  was  dieser  schamlos  ausnutzte.

Vermutlich behauptet „persona service“, ich hätte tatsächlich unentschuldigt
gefehlt. Dann müsste „persona service“ jedoch diejenigen Betriebe und die
Arbeitsplätze mit den exakten Tagen nennen können, bei denen ich angeblich
„unentschuldigt“ nicht zur Arbeit erschienen sein soll! Für „persona service“
müsste  dies  ein  Leichtes  sein,  denn jeder  Personaleinsatz  wird mit  dem
Entleiher  schließlich  exakt  abgerechnet.  Fehlzeiten  müssten  dann  auch
dokumentiert sein.

Außerdem:  Weshalb  bekam  ich  nicht  sofort  beim  ersten  Mal
„unentschuldigten Fehlens“ irgendwelche Konsequenzen zu spüren – noch
nicht mal eine Abmahnung?!

Was geschieht denn üblicherweise mit einem Arbeit“nehmer“, der bereits in
den  ersten  3  Monaten  seiner  Beschäftigung  dermaßen  häufig
„unentschuldigt“  fehlt!?  Es  gibt  genügend  Fälle,  bei  denen  selbst
entschuldigtes Fehlen während der Probezeit zur sofortigen Kündigung führt.
Was dann erst bei „unentschuldigtem“ Fehlen?

Ich behaupte: LeiharbeiterInnen sind Beschäftigte zweiter Klasse. Bezahlung
und  Arbeitsbedingungen  sind  deutlich  schlechter  als  in  regulären
Arbeitsverhältnissen.  Die  Not  von  Leiharbeitern  wird  besonders  von  den
Personalagenturen  schamlos  ausgenutzt  –  selbst  dann,  wenn  die



Arbeitsverträge und die Bezahlung korrekt eingehalten werden. Was aber,
wenn auf Kosten der Leiharbeiter getrickst und betrogen wird? Nicht nur ich
empfinde dies persönlich als kriminell!

Vorsätzlicher Betrug gilt normalerweise als Straftat. Allerdings gelten wohl
unterschiedliche Maßstäbe dabei, wer wen betrügt. Betrügt z.B. ein abhängig
Beschäftigter  seinen  Arbeit“geber“,  drohen  ihm  schnell  Gefängnis,
mindestens aber saftige Geldstrafen, in jedem Fall aber die Kündigung – was
durchaus den Verlust der Existenzgrundlage bedeuten kann.

Betrügt dagegen ein Arbeit“geber“ seine Leute, droht ihm allerhöchstens die
Nachzahlung des eigentlich „korrekten“ Entgelts.  Etwas Schlimmeres als
vielleicht  noch  einen  Imageverlust  braucht  insbesondere  eine
Leiharbeitsfirma  ja  wohl  nicht  zu  fürchten.

Ich selbst habe, nachdem ich schließlich Ende Mai meine April-Abrechnung
mit den dann angeblichen 8 Fehltagen erhielt, umgehend fristlos gekündigt.
Denn  obwohl  ich  dadurch  kurzfristig  ohne  Beschäftigung  und  ohne
Einkommen  war,  konnte  ich  unter  diesen  Bedingungen  unmöglich
weiterarbeiten.

Meinen  vorenthaltenen  Arbeitslohn  habe  ich  nachträglich  bei  „persona
service“  eingefordert  –  erfolglos.  Also  ging  ich  zum Arbeitsgericht.  Dort
wurde  für  mich  ein  „Gerichtliches  Mahnschreiben“  aufgesetzt,  wogegen
„persona  service“  jedoch  Widerspruch  einlegte.  Also  verfasste  ich  ein
Klageschreiben.

Am 26. August 2011 um 10:30 ist „Gütetermin“ beim Arbeitsgericht
Stuttgart.

Der Termin ist öffentlich. Ich hoffe, dass viele UnterstützerInnen kommen!

Ich  weiß  nicht,  ob  ich  ein  Einzelfall  bin  –  für  mich  persönlich  ist  dies
letztendlich egal. Was ich jedoch erreichen will, ist neben der Nachzahlung
meines  ausstehenden  Lohnes,  dass  die  Vorgehensweisen  von
Leiharbeitsfirmen wie „persona service“ öffentlich bekannt werden.  Denn
solchen  Methoden,  sich  auf  Kosten  der  Schwächsten  am  Arbeitsmarkt



zusätzlich zu bereichern, sind das Letzte!

Mein persönlicher Fall bestätigt jedoch meine Meinung zutiefst: Leiharbeit
gehört generell abgeschafft und verboten!

Bildungsproteste  im  Herbst  –
Der Kampf muss weitergehen!
Dies  hier  ist  eine  Resolution,  die  wir  auf  der  Schulstreikkonferenz  vom
16.-17.07.2011 in Köln einbringen werden. Das Ziel dieser Resolution, bei
der  wir  die  unteren  mit  Ziffern  gekennzeichneten  Punkte,  sowie  die
Forderungen zur Abstimmung auf der Konferenz stellen wollen, ist es, eine
Grundlage  für  erneute  Massenmobilisierungen  im  Herbst  für  den
Bildungsbereich zu legen. Wir bitten alle Einzelpersonen und Organisationen,
die diese Resolution unterstützen mit uns in Kontakt zu treten und dafür in
der Bildungsbewegung einzutreten.

Resolution für die Schüler_innenkonferenz in Köln

Die vergangenen Bildungsproteste waren die wohl größte Jugendbewegung
in  Deutschland  seit  Jahren.  Sie  mobilisierten  Hunderttausende  von
Schüler_Innen,  Student_Innen  und  vereinzelt  Auszubildende.  Es  wurden
Tausende von Jugendlichen politisiert. Aber vor allem wurden viele von ihnen
klar,  dass  sie  sich  erfolgreich  für  ihre  eigenen  Interessen  kämpferisch
einsetzen können.
Trotzdem konnte die Bewegung nur wenige ihrer Forderungen umsetzen. Die
Mobilisierungskraft stagnierte und schließlich wurde der Bildungsstreik von
vielen Organisationen und Gruppen für tot erklärt.
Für diese Stagnation sind nach unserer  Ansicht  unter  anderem folgende
politische Fehler verantwortlich, die in den letzten Jahren in der Bewegung
gemacht wurden. Diese sind:

https://onesolutionrevolution.de/bildungsproteste-im-herbst-der-kampf-muss-weitergehen/
https://onesolutionrevolution.de/bildungsproteste-im-herbst-der-kampf-muss-weitergehen/


Das Fehlen einer politischen Perspektive für die Bewegung, die über
eintägige Aktionen hinausging.
Die  fehlende  Initiative  der  großen  Organisationen  und  Gruppen,
sowie das Versagen der gesamten Bewegung, eine verbindliche und
transparente Struktur für den Protest zu schaffen.
Der Verzicht auf eine breit angelegte Basisarbeit in Schulen, Unis
und Betrieben, verbunden mit dem Aufbau von Streikkomitees, um
die Bewegung zu verbreitern und handlungsfähiger zu machen.
Die  Festlegung  auf  das  intransparente  und  undemokratische
Konsensprinzip  bei  Entscheidungsfindungsprozessen  und  das
Missverständnis,  das  eine  Bewegung  natürlich  möglichst  breite
Einheit in der Aktion, aber vollste Freiheit in der Diskussion haben
sollte. Und das beides zugleich möglich sein kann.

Deshalb schlagen wir  als  Perspektive für den Aufbau einer neuen
Bildungsbewegung folgende konkrete Punkte vor:

1. Die Konferenzen, so wie die gesamte Bewegung, müssen auf Grundlage
von Aktionseinheit und Mehrheitsentscheidungen, die aber Minderheiten das
Recht einräumen ihre politischen Positionen und Forderungen nach außen
vertreten zu können, strukturiert sein.

2.  Die  großen  Jugendorganisationen  JUSOS/’solid/SDS  sowie
Gewerkschaftsjugendverbände  müssen  dazu  gebracht  werden  für  einen
konkreten  Termin  im  Herbst  zu  mobilisieren.

3.  Dazu  muss  ein  fester  Termin  auf  der  Schülerstreikkonferenz  in  Köln
beschlossen werden, den diese Konferenz der gesamten Bewegung und zu
gewinnenden Bündnispartnern vorschlagen kann und auf dessen Grundlage
bereits  gewonnene  Bündnispartner  beginnen  können zu  arbeiten  und  zu
mobilisieren.

4.  Es muss dafür gekämpft werden, dass nicht nur Studenten_Innen und
Schüler_Innen in der Bewegung vertreten sind, sondern, dass auch Azubis
und Arbeiterinnen, mit in den Widerstand einbezogen werden.
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5 .  W e i t e r g e h e n d  m u s s  A n f a n g  S e p t e m b e r  e i n e
Schüler_Innen/Studenten_Innen/Azubis umfassende BS-Konferenz abgehalten
werden,  um  die  konkreten  Aktionen  im  Herbst  zu  planen  und  um  die
einzelnen Proteste zu vernetzen und zusammenzuführen. Ziel sollte es sein,
eine  demokratische  Bildungsbewegung  zu  schaffen,  die  sich  selbst
(Delegierten-)Strukturen  geben  kann,  die  offene,  transparente  und
zielführende  Diskussionen  ermöglichen,  sowie  möglichst  breit  getragene
Aktionen.

6. Es darf nicht dabei bleiben nur symbolische Protesttage abzuhalten, es
müssen  viel  mehr  die  Anstrengungen  darauf  gerichtet  werden  eine
Bildungsbewegung  durch  Basisarbeit  in  Schulen/Unis/Betrieb,  sowie  in
Bündnissen,  aufzubauen.

7.  Um  die  Aktion  im  Herbst  nachzubereiten,  sowie  weitere  Aktionen
vorzubereiten und den Protest auszudehnen, fordern wir die Abhaltung einer
Konferenz nach den Aktionstagen im Herbst.

8. Um den Bildungsprotesten einen internationalen Charakter zu verleihen,
müssen  wir  uns  mit  den  anderen  progressiven  Jugendbewegungen  und
Bildungsprotesten in Europa wie z.B. momentan in Großbritannien, Spanien
und  Griechenland  solidarisieren.  Des  Weiteren  muss  versucht  werden,
Kontakte zu anderen europäischen Protestbewegungen zu knüpfen, um eine
Basis  für  eine  spätere  internationale  Koordinierung  von  Protesten  zu
schaffen.

Weitergehend schlagen wir folgende konkrete Forderungen für einen
kommenden Bildungsstreik und die Bewegung vor:

Abschaffung aller Studien-/ Lern-/ Ausbildungsgebühren!
Studien- und Ausbildungsplätze für alle!
Weg mit dem mehrgliedrigen Schulsystem!
Weg mit dem G8-Abitur!
Weg mit den BA/MA Studiengängen!
Zurücknahme  aller  Kürzungen  und  Arbeitszeitverlängerungen  im
Bildungsbereich!



Sofortige Neueinstellung von 100.000 Lehrer_Innen bundesweit!
Sofortige Investition von 40 Milliarden € im Bildungsbereich z.B. für
Sanierungen  der  Schulgebäude  und  der  Einrichtung  von
Erholungsräumen!
Für unsere materiellen Forderungen sollen die Reichen, Banken und
Großkonzerne bezahlen, nicht die einfache Bevölkerung!
Prinzipielles  Verbot  des  Betretens  von  Militär  und  Polizei  oder
Sicherheitsdiensten in Bildungseinrichtungen!
Sicherheit, Transparenz und Organisierung unserer Bewegung durch
wähl- und abwählbare Schüler- und Studentenstrukturen!
Für  volles  Aktions-  und  Streikrecht  aller  Schüler_Innen,
Student_Innen, Azubis und Lehrer_Innen!
Die  Lehr-  und  Bildungsinhalte  sollen  nicht  durch  staatliche
Bürokratinnen oder die private Wirtschaft bestimmt werden, sondern
durch  die  Lernenden,  Lehrenden  und  die  Organisationen,  wie
Gewerkschaften,  die  tatsächlich  wissen,  welches  Wissen  man
braucht,  um  in  einer  Gesellschaft  zu  leben  und  zu  arbeiten.
Regionale,  bundesweite  und  internationale  Koordinierung  unseres
Kampfes  auf  Grundlage  von  rechenschaftspflichtigen  und  ständig
wähl- und abwählbaren Gremien und Vertreter_innen!

Bisherige  Unterstützer_innen:  REVOLUTION  –  internationale
kommunistische  Jugendorganisation,

Außerdem  findet  ihr  unter  http://www.onesolutionrevolution.de/?p=1308
einen  Aufruf  zu  einer  bundesweiten  antikapitalistischen  Plattform  im
Bildungsstreik.  Deren  Aufgabe  es  sein  sollte,  solche  kämpferischen
Forderungen in die Bildungsbewegung zu tragen und für ihre Umsetzung zu
kämpfen.

Weitere  Positionen  von  uns  zum Thema  Bildungsproteste   findet  ihr  in
unserem  Aktionsprogramm  Bildung,  dass  ihr  euch  auch  auf  unserer
H o m e p a g e  u n t e r
http://www.onesolutionrevolution.de/wp-content/uploads/2010/07/
Aktionsprogramm_ueberarb.pdf herunterladen könnt.
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Generalstreik in Griechenland –
Wie kann das Kapital geschlagen
werden?
Wiedereinmal traf die Wut der Massen, die Straßen von Athen. Dies drückte
sich in einem 48 stündigen Generalstreik gegen die rigide Sparpolitik aus,
die das ganze Land bedroht.

Um sich den „Rettungsmaßnahmen“ von EU und IWF zu fügen, stimmte das
griechische Parlament über die Annahme eines weiteren Kürzungspaketes
ab. Diesmal sollen sich die Kürzungen auf 40.5 Milliarden Dollar belaufen.

Aber ähnlich wie in Irland, scheinen die Sparmaßnahmen keine Wirkung auf
das nationale Kredit-rating zu zeigen. Die Ratingagentur Standard&Poor hat
Griechenland erst vor Kurzem auf die Kreditwürdigkeit „CCC“ gestuft – die
schlechtest mögliche überhaupt – sogar schlechter als Pakistan und Jamaika.

Der Generalstreik, der vom 28-29. Juni andauerte, brachte hunderttausende
von Gewerkschafter_innen, Jugendlichen, Familien und Gemeinden auf die
Demonstrationen.  Doch es ist  bereits  der 10.  Generalstreik dieser Art  in
Griechenland seit Ausbruch der Krise.

Sicherlich  ist  das  nicht  überraschend.  Die  griechische  Wirtschaft  ist  in
heillosem  Chaos  versunken,  Arbeiter_Innen,  Jugendliche  und  die  Armen
zahlen die Hauptlasten der Krise. Die Arbeitslosigkeit liegt über 15 Prozent,
Löhne  im  öffentlichen  Dienst  wurden  bereits  vor  den,  am  30.  Juni
beschlossenen, Maßnahmen um 25 Prozent gekürzt. Außerdem wurde die
wöchentliche Arbeitszeit massiv erhöht.
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Die Wut wächst…

in allen Bereichen der kapitalistischen Gesellschaft. Von den Protesten
berichtend,  sagte  der  „Newsnight“  Moderator  Paul  Mason,  dass  die

privaten Medien in Griechenland immer mehr unter ungewohnt harter Kritik
für  ihre  Massenpropaganda  stünden,  die  darauf  abzielt  den  Menschen
einzureden, dass Kürzungen und weiteres Elend die einzige Lösung seien.

Die griechische Gesellschaft ist wütend über die „sozialistische“ Regierung
Papandreous (die PASOK, aus der sich die Regierung formiert, ist gemeinsam
mit Parteien, wie der SPD in der reformistischen zweiten Internationale) die
ihr Versprechen gebrochen hat,  die Steuern nicht zu erhöhen und weite
Gebiete des öffentlichen Dienstes nicht zu privatisieren.

Außerdem sind sie über Länder wie Großbritannien und speziell Deutschland
wütend, deren Regierungen die Forderungen nach mehr Sozialkürzungen im
Austausch  gegen  EU  „Rettungspakete“  anführen.  Trotzdem  zeigen  die
Protestierenden Solidarität  mit  anderen  Anti-  Krisen-  und  Anti-Kürzungs-
Bewegungen  überall  in  Europa.  Junge  Protestler_innen  übernehmen  die
Forderungen  der  kürzlich  entstandenen  jugendlichen  spanischen
Protestbewegung, die Stadtzentren in Zelten besetzte um Arbeitsplätze zu
fordern.

Der Kapitalismus bietet keine Lösung

Der Generalstreik zeigt  die anhaltende Entschlossenheit  der griechischen
Jugend und der Arbeiterklasse, gegen die Kürzungen zu kämpfen. Vor allem,
weil sie wissen, dass die Alternativen der EU und des IWF das Leben für
jeden zur Hölle machen würden. Einer der so genannten „sozialistischen“
Minister  ist  zurückgetreten,  weil  er  sich  weigerte  für  die  Kürzungen zu
stimmen.

Allerdings  werden manche Fakten überdeutlich.  Der  offensichtlichste  ist,
dass  eintägige  oder  befristete  Generalstreiks,  selbst  zehn  eintägige
Generalstreiks nicht ausreichend sind, um die Attacken in Griechenland zu
verlangsamen oder zu stoppen.
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Das rührt daher, dass die Krise in Griechenland so schwerwiegend ist, dass
die kapitalistischen Lösungsansätze, seien es die der Monetaristen oder die
der Keynesianer, einfach nicht die Situation in den Griff bekommen, ohne
Millionen von Griechen in absolutes Elend zu stürzen.

Der  Griechische  Premierminister  hat  nun  aufgrund  des  Streiks  und  der
gewaltsamen  Zusammenstöße  seinen  Rücktritt  angeboten,  um  einer
„Regierung  der  nationalen  Einheit“  den  Weg  frei  zu  machen.

Dem Klassenkampf eine Perspektive weisen!

Nun gibt es die absolute Dringlichkeit eines unbegrenzten Generalstreiks:
nicht  um  Verhandlungen  zu  erzwingen,  oder  die  für  die  Kürzung
Verantwortlichen in der Regierung zu stürzen – dies würde nichts an der
Grundlegenden Situation ändern. Sondern um die gesamten kapitalistischen
Angriffe niederzuringen, die nationale Wirtschaft unter Arbeiterkontrolle zu
kollektivieren und schlussendlich den Kapitalismus als System an sich zu
stürzen.

Doch  dafür  ist  es  unerlässlich,  dass  die  klassenkämpferische  Linke  in
Griechenland in eine gemeinsame Diskussion tritt, mit welchem Programm
dies  bewerkstelligt  werden  kann.  Gerade  die  zersplitterte  Linke  in
Griechenland wird in der momentanen Verfassung nicht in der Lage sein, die
Angriffe  des  Kapitals  zurückzuschlagen,  so  militant  und entschlossen sie
auch auf der Straße kämpfen mag.

Diese  Aufgabe  kann  nur  eine  neuen  zu  schaffende  revolutionäre  Partei
angehen, die für den Sturz der Regierung, die Beendigung der Sparangriffe
und  die  Zerschlagung  des  bürgerlichen  Staates,  zu  Gunsten  einer
Arbeiterregierung,  eintritt!
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AUCH  IN  ZUKUNFT  FÜR
BESSERE BILDUNG…
Am 09. Juni gingen in Berlin tausende Schüler_innen, Eltern, Lehrer_innen
und Beschäftigte auf die Straße, um gemeinsam gegen Bildungsabbau und
dem Motto getreu „Für eine bessere Schule in Berlin“ zu demonstrieren.
Aufgerufen zu den Protesten hatten neben der Lehrer_innengewerkschaft
G E W ,  d e m  L a n d e s e l t e r n a u s s c h u s s  ( L E A )  u n d  d e r
Landesschüler_innenvertretung (LSA) auch das Bündnis „Bildungsblockaden
einreißen!“, in dem REVOLUTION-Berlin, neben Gruppen, wie der SDAJ, der
ARAB oder der AIR, ein aktiver Bündnispartner ist.  Am 10. September kurz
vor der Abgeordnetenhauswahl rufen GEW, „Bildungsblockaden einreißen“,
LSA und LEA zu einer weiterne Demonstration für bessere Bildung auf!

Zusammen Kämpfen – Gemeinsam Streiken

Der neunte Juni war ein besonderer Tag. Er war schon deshalb ein Erfolg,
weil wir zu Hunderten erneut für ein besseres Bildungssystem und gegen die
bestehenden Umstände auf die Straße gingen. Noch bedeutender war die
Tatsache, dass diese Demonstration von Schüler_innen, Lehrer_innen und
Eltern zusammen getragen wurde. Damit setzten wir gemeinsam ein Zeichen
gegen die Spaltungsversuche, die es von Senat und Medien immer wieder
gab.

Das ist sehr wichtig, denn die Solidarität ist einer der wichtigsten Garanten,
um unsere Forderungen umzusetzen. Dieser Tag bewies es – Solidarisch mit
anderen für die gleichen Ziele zu kämpfen, kann uns einen Schritt näher zum
Erfolg bringen.

09. Juni, ein erster Schritt!

Am 09. Juni fand nicht der erste Schulstreik in Berlin statt. Mittlerweile gab
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es etliche Schulstreiks, mit tausenden von Schüler_innen. An der Politik des
Rot/Roten  Senats  hat  sich  jedoch  nichts  geändert.  Jetzt  kündigen  die
PolitikerInnen in den Parlamenten bereits die nächsten Sparpakete an, um
den  Berliner  Haushalt  „zu  konsolidieren“.  Wir,  sowie  das  Bildungs-  und
Sozialsystem, werden mit Sicherheit davon betroffen sein!

Doch sollte das ein Grund sein,  unseren Protest aufzugeben? Sollten wir
deshalb resignieren und den Protest auf der Straße aufgeben? Nein,  auf
keinen  Fall!  Entschlossener  Widerstand  ist  der  einzige  Weg,  um unsere
Forderungen durchzusetzen. Wenn ein Protesttag nicht erhört wird, bedeutet
das nicht, dass wir in die falsche Richtung gehen. Es bedeutet, dass wir noch
nicht weit genug gegangen sind!

Denn eines ist klar: Wir werden unsere Forderungen nicht einfach durch
bessere  Argumente,  sondern  durch  erbitterten  Widerstand  gegen  ihre
Sparpakete, Kürzungsprogramme und neoliberalen Reformen durchsetzen.
Eine einzelne Protestdemonstration kann das aber nicht erreichen. Dafür
brauchen  wir  ganztägige,  ja  unbefristete  Streiks  und  Schulbesetzungen
durch Schüler_innen, Lehrer_innen und Eltern. Außerdem ist es wichtig die
Proteste  im  Bildungsbereich  mit  anderen  Auseinandersetzungen  zu
verbinden.  Sei  es  im  Gesundheitswesen,  in  der  Privatindustrie  oder  im
Sozialbereich. Wir sind alle von der Sparpolitik von Wirtschaft und Politik
betroffen!

Es gibt genug Geld – das System verteilt es falsch!

Auf  unseren  Protest  reagieren  die  Politiker  normalerweise  mit  der
immer wieder kehrenden Argumentation. „Wir sind ja auch für bessere
Bildung,  aber es ist  halt  nicht  genug da…“ Schwachsinn! In den letzten
Jahren  wurden  in  Deutschland  hunderte  Milliarden  an  die  Banken  und
Großkonzerne gegeben,  um sie  aus  einer  Krise  zu  retten,  die  sie  selbst
verursacht hatten. Weltweit waren es über 10´000´000´000´000 Dollar, die
dem  Kapital  in  die  Taschen  gesteckt  wurden.  Jetzt  steht  die  nächste
Wirtschaftskrise bevor und wir dürfen noch heute für die letzte Zahlen.

Was  hat  das  mit  der  Bildung  zu  tun?  Relativ  viel!  Bildung  ist  eine
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gesellschaftliche Angelegenheit. Wenn die Gesellschaft in der wir leben, der
Kapitalismus, und die Herrschenden die Ressourcen so verteilen, dass sie
möglichst viel profitieren, während wir dafür bezahlen müssen, hat das sogar
sehr viel mit Bildung zu tun. Sicherlich betrifft es nicht nur die Bildung. Das
zeigt  aber  letztlich  nur,  dass  unser  Protest  nicht  nur  ein  gesonderter
Bildungsprotest  ist,  sondern ein sozialer  Protest  gegen die  herrschenden
Verhältnisse. Das Problem ist also nicht, dass es zu wenig Geld gäbe. Das
Problem ist, dass der Kapitalismus ein System ist, dass Ausbeutung, Armut
und Sparprogramme für die Mehrheit der Menschheit bedeutet. Deshalb sind
wir der Meinung, dass die Perspektive für die kommenden Proteste immer
mit einer antikapitalistischen Perspektive verbunden werden muss.

Organisier dich – für bessere Bildung und ein anderes System!

Es  gibt  also  genug  Gründe  sich  auch  weiterhin  für  bessere  Bildung  zu
engagieren.  Doch ab und zu zu einem Schulstreik  zu gehen,  wird kaum
reichen, um etwas zu ändern. Was wir brauchen sind dauerhafte Strukturen.
Wir brauchen Streikkomitees an den Schulen, eine kämpferische Basis in der
Lehrer_innengewerkschaft  GEW und engagierte Eltern an Schule und im
Betrieb.

Diese Strukturen müssen wir miteinander vernetzen. Sie müssen jederzeit
aktiv sein und neue Kräfte in den Protest ziehen. Im Herbst, wenn es neue
Wahlen und kommende Sparangriffe gibt, müssen wir gut organisiert sein,
um neue, diesmal unbefristete Streiks durchzuführen.

Doch Basisstrukturen allein sind nicht genug. Es bedarf einer Organisation,
die  eine  politische  antikapitalistische  Perspektive  bieten  kann.  Wir  von
REVOLUTION organisieren seit Beginn an die Bildungsproteste in Berlin. Wir
haben  Streikkomitees  aufgebaut  und  gemeinsam  mit  Schüler_innen
Demonstrationen  vorbereitet.  Komm  zu  uns  und  lass  uns  auch  den
kommenden  Widerstand  gemeinsam  vorbereiten!

WIR FORDERN:

Kostenlose Bildung und schulische Freizeitangebote für alle! Mehr
Geld für Bildung, Kultur und Soziales!



Maximale  Klassengröße  von  20  Schüler_innen,  Sanierung  und
Neuausstattung der Schulen und die Neueinstellung von 5´000 neuen
Lehrer_innen in Berlin!
Mindestlohn  von  12  Euro/Netto  für  alle  Beschäftigten  im
Bildungsbereich  und  die  Verringerung  der  Arbeitszeit  bei  vollem
Lohnausgleich!
Bundeswehr  und  Unternehmen  raus  aus  den  Schulen!  Die
Bildungsinhalte und die Einrichtungen sollen durch Schüler_innen,
Lehrer_innen, Eltern und die Arbeiterbewegung kontrolliert werden,
nicht durch Bürokraten und bildungsferne Institute!
Aufbau  von  Streikkomitees  an  allen  Schulen,  Aufbau  von
Solidaritätskomitees  und  die  sofortige  Vorbereitung  von  einem
unbefristeten Schulstreik gegen das kommende Sparpaket und die
Bildungspolitik des Senats im Herbst!

Rede auf dem BE!-Lauti von REVOLUTION am 09. Juni

Es ist wieder einmal der 09. Juni, es findet wieder einmal ein Bildungsstreik
statt. Es ist nicht der erste, aber es wird auch nicht der letzte sein! Wir sind
heute nicht hier auf der Straße um der Tradition Willen, sondern weil wir
mehr  als  je  zu  vor  die  Nase  voll  haben!  Wir  haben sie  voll  von  einem
Bildungssystem, in dem man für jeden Scheiß bezahlen muss, wir haben sie
voll  von  Lehrern,  die  weder  Kraft  noch  Motivation  haben,  uns  Schüler
vernünftig  zu  unterrichten  und  vor  allem  haben  wir  sie  voll  von
Perspektivlosigkeit  und  Unterdrückung!

Aber heute kämpfen wir zum ersten Mal nicht mehr alleine: Wie stehen hier
Seite  an  Seite  mit  unseren  Lehrern,  mit  Auszubildenden  und  all  jenen
Beschäftigten,  die  genau  wie  wir  keinen  Bock  mehr  darauf  haben,
widerstandslos die Kürzungen und Pseudo-Reformen des sogenannten „Rot-
Roten-Senats“ hinzunehmen.

Solidarität ist eine Waffe, und diese Waffe nutzen wir hier und heute, um
unsere  Forderungen  durchzusetzen.  Keine  Repression  und  kein  leeres
Versprechen wird uns davon abhalten, so lange auf die Straße zu gehen, bis
unsere Forderungen erfüllt sind.



Wir  fordern  kostenlose  Bildung  für  alle  und  die  Entlastung  der
Lehrkräfte durch mehr Personal und bessere Bezahlung!
Wir  fordern selbstverwaltete  Freiräume an Schulen und Unis  für
Schüler und Studenten!
Wir  fordern  demokratische  Mitbestimmung  der  Schüler  zur
Umsetzung ihrer Interessen!
Wir fordern eine Reduzierung der Klassen auf maximal 20 Schüler,
sowie ein Streikrecht für Schüler, Azubis, Studenten und Lehrer!

Es gibt genug Lehrer, es gibt genug Arbeiter, die die maroden Schulen
erneuern können und ja,  es  gibt  auch genug Geld  um das  alles  zu

finanzieren!  Aber  dieses  Geld  werden  nicht  wir  durch  Studiengebühren
bezahlen, sondern dieses Geld werden die Banken und die Großkonzerne
blechen müssen, und zwar in den Milliardenhöhen, in denen sie es durch
Lohnkürzungen und Ausbeutung
zusammengerafft haben!

Wir dürfen uns keine Illusionen machen, ein einzelner Bildungsstreik kann
dies  nicht  erreichen.  Aber  er  wird  der  Anfang  sein.  Der  Anfang  von
tagelangen, unbefristeten Streiks der Schüler und Lehrer,  verbunden mit
anderen Streiks bis hin zu einem Generalstreik. Es kommt auf die Einigkeit
und die Entschlossenheit aller an, die von den Herrschenden unterdrückt
werden!

Zusammen kämpfen – gemeinsam streiken, diese Parole und dieser Protest
sind der einzige Weg, unsere Forderungen durchzusetzen. Diesem System
muss ein für alle mal kräftig in den Arsch getreten werden und deshalb gibt
es nur eine Lösung:

ONE SOLUTION – REVOLUTION!
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